
Für ein zukunftsfestes
Gesundheitssystem

Die zum 1. Januar 2004 in Kraft
getretene jüngste Gesundheitsre-
form kann nicht darüber hinweg-
täuschen: In der gegenwärtigen
Form ist das deutsche Gesund-
heitssystem mit seiner am Ar-
beitslohn orientierten Finanzie-
rungsstruktur nicht zukunftsfähig.

Kaum Wettbewerb

Ein mangelnder und schlecht
funktionierender Wettbewerb, be-
schäftigungsfeindliche Beitrags-
sätze, zweifelhafte Verteilungs-
wirkungen und eine völlige Hilflo-
sigkeit gegenüber demographi-
schen Veränderungen sind seine
Hauptmerkmale. Weitere grundle-
gende Reformen sind daher un-
ausweichlich.

Mit der einkommensabhängigen
Bürgerversicherung und dem
Modell pauschaler Gesundheits-
prämien wurden zwei Grund-
modelle in die öffentliche Diskus-
sion gebracht, die beide funda-
mentale Änderungen für die Fi-
nanzierungsstruktur des Gesund-
heitswesens bedeuten würden.

Darüber hinaus hat die Wissen-
schaft weitergehende Vorschläge

für eine Reform entwickelt, z.B. in
Form risikoäquivalenter Beiträge
und individuell übertragbarer Al-
tersrückstellungen.

Streit der Experten

Welches dieser Konzepte ist am
besten geeignet, ein zukunftsfe-
stes Gesundheitssystem sicher-
zustellen?

Unter dieser Fragestellung hatte
die Stiftung Marktwirtschaft zu
ihrer Tagung „Alternativen zur ein-
kommensabhängigen Bürgerver-

sicherung: für ein zukunftsfestes
Gesundheitssystem“ am 18. Mai
in Berlin namhafte Befürworter der
verschiedenen Reformvorschläge
eingeladen, die vorliegenden Mo-
delle zu erläutern oder kritisch zu
hinterfragen.
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wesen. Der maßgebliche
Sanierungseffekt würde
wieder einmal weniger
durch Effizienzsteigerun-
gen als vielmehr durch
zusätzliche Einnahmen
erzielt. „Daher kommt
diese Tagung der Stiftung
Marktwirtschaft zum rich-
tigen Zeitpunkt“, so Eil-
fort. Es sei wieder Be-
wegung in die Diskussion
über eine grundlegende
Umgestaltung der Finan-
zierungsstruktur der ge-
setzlichen Krankenversicherung
(GKV) gekommen. 

Anonyme Bürokratie

Daß eine Gesundheitsreform not-
wendig sei, stehe angesichts der

Defizite des gegenwärtigen
Systems außer Frage. Markt
und Wettbewerb seien
schlecht organisiert, sowohl
auf der Finanzierungs- als
auch auf der Leistungser-
bringerseite. Das gelte glei-
chermaßen für die gesetz-
liche wie für die private
Krankenversicherung. Von
Verteilungsgerechtigkeit und
Transparenz könne keine
Rede sein. „Der einzelne
fühlt sich statt dessen einer
anonymen Bürokratie aus-

geliefert, bei der niemand mehr
weiß, wer wofür bezahlt. Und
auch in punkto Eigenverantwor-
tung bleibt viel zu tun“, konstatier-
te Eilfort. „Denn wirkliche Eigen-
verantwortung setzt Wahlmöglich-
keiten zwischen Angeboten, Tari-
fen, Zusatzversicherungen sowie
eigene Entscheidungsspielräume
voraus.“

Bereits für sich allein genommen
erforderten diese Probleme Re-
formen. Angesichts des in den
kommenden Jahrzehnten zu er-
wartenden Kostenanstiegs, der
aus dem Zusammenwirken von
demographischer Entwicklung
und medizinisch-technischem
Fortschritt entstehe, erscheine
der Zwang zu grundlegenden Ver-
änderungen nur noch stärker.

Was ist Gesundheit wert?

Eilfort betonte, daß in einer freien
Gesellschaft letztlich nur der ein-
zelne und nicht die Politik ent-
scheiden könne, was ihm Ge-
sundheit wert sei. In Anbetracht
der zunehmenden Bedeutung, die
Gesundheit bei steigendem Wohl-
stand für die Menschen bekäme,
seien nicht die steigenden Ge-
sundheitsausgaben das eigentli-
che Problem, sondern die system-
immanenten Ineffizienzen und die
staatliche Bevormundung. Daher
sei es unerläßlich, bei den an-
stehenden Reformen vor allem die
Kriterien Markt und Wettbewerb,
Transparenz sowie Eigenverant-
wortung im Blickfeld zu haben.
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„In der einen Hälfte des Lebens
opfern wir die Gesundheit, um
Geld zu erwerben, in der anderen
Hälfte opfern wir Geld, um die
Gesundheit wiederzuerlangen.
Und während dieser Zeit gehen
Gesundheit und Leben von dan-
nen.“ Mit diesem Zitat von Vol-
taire eröffnete Dr. Michael Eilfort,
seit dem 1. Mai 2004 Vorstand
der Stiftung Marktwirtschaft, die
Tagung. Auch wenn der Schluß
des Zitats die heutige Situation nur
teilweise adäquat wiedergebe –
schließlich lebe man statistisch
länger als jemals zuvor – so gehe
dies, ganz wie bei Voltaire ange-
deutet, mit nahezu permanent
steigenden Gesundheitskosten
und Beitragssätzen in der gesetz-
lichen Krankenversicherung ein-
her.

Die Finanzierung des Gesund-
heitswesens sei daher eine der
großen Herausforderungen für die
Politik. Denn bisherige Gesund-
heitsreformen hätten immer nur
kurzfristig entlastet, langfristig
aber nicht die erhofften Erfolge ge-
habt. Auch die Anfang 2004 in
Kraft getretene Gesundheitsre-
form sei nur ein weiterer und eher
trügerischer Zwischenschritt ge-

Setzt auf Eigenverantwortung: Dr. Michael
Eilfort, Vorstand der Stiftung Marktwirtschaft.

Im Gespräch: Dr. Michael Eilfort mit Dr. Kon-
rad Morath (VDMA, links) und Frank Thewes
(Focus, rechts).

Dr. Michael Eilfort:

Große Herausforderungen
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de. Vielmehr wehrten sich
vor allem die Wirtschafts-
politiker und die betroffenen
Interessengruppen gegen
Reformen. So gebe es ge-
gen wettbewerbsfördernde
Reformmaßnahmen regel-
mäßig massive Widerstän-
de sowohl aus den Reihen
der am Gesundheitssystem
Beteiligten – etwa den Kar-
tellen der Krankenkassen
und Kassenärztlichen Ver-
einigungen – als auch aus
den Reihen der Wirtschaft. Das
habe auch die jüngste Reform wie-
der gezeigt. Dennoch, so Seehofer,
„wird das zu Beginn dieses Jahres
in Kraft getretene Gesundheitsmo-
dernisierungsgesetz sein eigentli-
ches Ziel, die Sanierung der ge-
setzlichen Krankenkassen, im vor-
gesehenen Zeitraum von drei bis
vier Jahren erreichen.“ Vorausset-
zung sei jedoch, daß die Politik zu
den getroffenen Entscheidungen
stehe, diese konsequent umsetze
und ihnen ausreichend Zeit zum
Wirken gebe.

Mehr Eigenverantwortung

Auch Seehofer betonte, im Zen-
trum weiterer Reformen müßten

die bisher vernachläs-
sigten Bereiche Wett-
bewerb, Eigenverant-
wortung und Trans-
parenz stehen. Andern-
falls blieben alle an-
deren Reformschritte
zwangsläufig erfolglos
und Ziele wie Effizienz
und Qualität im Ge-
sundheitswesen könn-
ten nicht verwirklicht
werden. 

Der ehemalige Bundesgesund-
heitsminister Horst Seehofer warn-
te davor, in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung die Ursache un-
serer gegenwärtigen Wachstums-
und Beschäftigungsprobleme zu
sehen. So sei etwa der Beitrag zur
GKV in den letzten zehn Jahren nur
um 0,5 Prozentpunkte angestie-
gen; von einer dramatischen Erhö-
hung der Lohnnebenkosten durch
das Gesundheitssystem könne
daher keine Rede sein. Weitere Re-
formen seien zwar zweifellos not-
wendig, könnten aber keinen Bei-
trag zur Lösung der gesamtwirt-
schaftlichen Probleme in Deutsch-
land beitragen.

Nicht alles schlecht reden

Seehofer wandte sich auch da-
gegen, bisherige Gesundheitsre-
formen schlecht zu reden. Bereits
in der Vergangenheit habe man die
richtigen Maßnahmen ergriffen,
wenn auch manchmal zu zögerlich.
„Das Richtige nicht rechtzeitig ge-
macht zu haben“, das sei der
Hauptfehler während seiner Zeit als
Bundesgesundheitsminister gewe-
sen. Allerdings seien daran nicht so
sehr die Sozialpolitiker schuld ge-
wesen, wie immer behauptet wer-

Expertendiskussion: Horst Seehofer und
Tagungsmoderator Frank Thewes (Focus).
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Ältere nicht überfordern

Zur Senkung der Lohnnebenko-
sten schlug Seehofer u.a. ein Ein-
frieren der Arbeitgeberbeiträge
vor, gegebenenfalls auch auf ab-
gesenktem Niveau. Angesichts
zunehmender Alterung der Bevöl-
kerung könne man zur Finanzie-
rung des Gesundheitswesens
nicht ausschließlich die aktiven
Betriebe heranziehen. Allerdings
warnte er davor, daß das Zusam-
menwirken von zeitlich eng auf-
einander folgenden Reformen in
unterschiedlichen Bereichen der
Sozialversicherung  die ältere Ge-
neration überfordern könne. Prin-
zipiell sei er offen für Reformvor-
schläge, allerdings müßten die Mo-
delle immer auch zentrale Grund-
fragen beantworten können. Dies
betreffe sowohl die Ausgestaltung
des Solidarausgleichs als auch die
Frage der konkreten Finanzierung.
Der von den Befürwortern pau-
schaler Gesundheitsprämien un-
terbreitete Vorschlag, die bisheri-
gen Arbeitgeberbeiträge auszube-
zahlen und zu versteuern, könne
nicht vollständig überzeugen. Pro-
bleme seien zum einen aufgrund
der föderalen Aufteilung der Ein-

Horst Seehofer:

Das Problem nicht überschätzen

Ausgaben senken: Horst Seehofer, Gesundheits-
minister a.D., warnte vor „Schwarzmalerei“.



Prof. Dr. Johann Eekhoff, Mitglied
im Kronberger Kreis, skizzierte Lö-
sungen für drei zentrale Probleme
des Gesundheitswesens: erstens
die massiven Verteilungsungerech-
tigkeiten bei der gegenwärtigen Fi-
nanzierung der GKV, zweitens die
zunehmende Belastung künftiger
Generationen sowie drittens den
mangelnden Wettbewerb und die
daraus resultierende ineffiziente
Kostenkontrolle und Leistungser-
bringung im Gesundheitswesen.

Ungerechtes System

Gegenwärtig führe die Kombina-
tion von lohnbezogenen Beiträgen
und beitragsfrei mitversicherten

Familienangehörigen häufig zu Un-
gerechtigkeiten, die dem Prinzip
der Leistungsfähigkeit entgegen-
stünden. Darüber hinaus hätten
durch das Nebeneinander von
GKV und PKV gerade die Gutver-
dienenden eine Option, das günsti-
gere System zu wählen, die der
Mehrheit der Bevölkerung ver-
schlossen bleibe.

Verteilung abtrennen

Eine sinnvolle Lösung könne des-
halb nur in einer konsequenten
Trennung von Krankenversiche-
rung und Verteilungsfragen liegen.
Die Versicherung müsse auf lei-
stungsgerechten, d.h. risikoäqui-

valenten Versicherungs-
prämien beruhen, wäh-
rend Fragen des So-
lidarausgleichs in das
Steuer-Transfersystem
gehörten. „Als zentrale
Vorteile ergäben sich:
ein geringeres Umver-
teilungsvolumen, da der
Solidarausgleich zielge-
nauer erfolgen könnte,
eine Gleichbehandlung
aller Bürger sowie ein
gerechtes Solidarsy-
stem mit bedürftigkeits-
orientierten Unterstüt-

zungsleistungen und einer an wirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit
orientierten Finanzierung“, stellte
Eekhoff fest. 

Da die gegenwärtigen lohnabhän-
gigen Krankenversicherungsbei-
träge lediglich eine spezifische
Lohnsteuer darstellten, die dann
wegfiele, sei es unproblematisch,
zur Finanzierung des Solidaraus-
gleichs gegebenenfalls Steuern zu
erhöhen. Die Gesamtbelastung
der Bürger insgesamt wäre den-
noch geringer, da das erforderli-
che Umverteilungsvolumen niedri-
ger als im Status quo sei. 

Andere Vorschläge, etwa die von
den Befürwortern einer Bürgerver-
sicherung ins Spiel gebrachte
Ausdehnung der Beitragsbemes-
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Im Gespräch:  Prof. Dr. Johann Eekhoff während
der Pause.

Kapitaldeckung als Ausweg: Prof. Dr.
Johann Eekhoff, Kronberger Kreis.

Prof. Dr. Johann Eekhoff:

Für den Umstieg in die Kapitaldeckung

kommensteuer zu erwarten, zum
anderen sei der Solidarausgleich
noch nicht auf ein reformiertes
Einkommensteuersystem mit
einem Stufentarif abgestimmt.
Außerdem sei es angesichts der
prekären Haushaltslage des Bun-
des kaum vorstellbar, den bei pau-
schalen Gesundheitsprämien not-
wendigen Sozialausgleich über

das Steuersystem abzuwickeln
und gleichzeitig Steuern zu sen-
ken. Daher müsse der Solidaraus-
gleich auch weiterhin innerhalb der
Krankenversicherung erfolgen.

Finanzierung nachrangig

„Letztlich muß im Zentrum jeder
weiteren Gesundheitsreform die

Ausgabenseite stehen“, urteilte
Seehofer. Nur wenn es gelänge,
dort mehr Effizienz durch mehr
Wettbewerb zu verwirklichen, kön-
ne man von wirklichen Fortschrit-
ten sprechen. „Die Finanzie-
rungfrage ist dagegen nur von
nachrangiger Bedeutung, da sie
keine Lösung der Ausgabenpro-
bleme bietet.“



sungsgrenze sowie die Einbezie-
hung aller Bürger und weiterer
Einkommenskategorien in die
Krankenversicherung seien dage-
gen nicht zielführend – sowohl aus
verfassungsrechtlichen Überle-
gungen als auch unter dem As-
pekt der Bürokratievermeidung.

Hoher Schuldenberg

Das zweite zu lösende Vertei-
lungsproblem beträfe die finan-
zielle Lastenverteilung zwischen
heutigen und zukünftigen Genera-
tionen, so Eekhoff. Würde man die
Altersrückstellungen der PKV zu-
grunde legen, so bestünde bereits
heute in der GKV eine implizite
Verschuldung in Form von „aufge-
laufenen Ansprüchen“ auf Lei-
stungen in Höhe von rund 700
Mrd. Euro. Durch die geringe Ge-
burtenrate und die zunehmende
Lebenserwartung sei der weitere
Anstieg dieses impliziten Schul-
denbergs in der GKV vorprogram-
miert. Eine weitere Belastung zu-
künftiger Generationen könne nur

durch eine Umstellung auf ein
Kapitaldeckungsverfahren ver-
mieden werden; die bereits aufge-
laufenen Ansprüche ließen sich
dagegen auch durch ein Kapi-
taldeckungsverfahren nicht mehr
aus der Welt schaffen, so daß die
Gesellschaft hier entscheiden
müsse, ob die implizite Verschul-
dung durch steigende Beiträge

oder durch höhere Steuern abge-
tragen werden sollte.

Als drittes zentrales Problem iden-
tifizierte Eekhoff den fehlenden
Wettbewerb im Gesundheitswe-
sen. Weder auf Seite der medi-
zinischen Leistungserbringer noch
auf Seite der Krankenversiche-
rungen könne von einem funktio-
nierenden Wettbewerb die Rede
sein. In der GKV gebe der lohnbe-
zogene Beitrag den Krankenkas-
sen den Anreiz, junge und gesunde
„Risiken“ herauszupicken, anstatt
sich um Effizienzverbesserungen
zu bemühen. Daran könne auch
der notwendigerweise unvollkom-
mene Risikostrukturausgleich
nichts Grundlegendes ändern. 

Rückstellungen mitnehmen

Funktionierender Wettbewerb
setze dagegen leistungsgerechte
Prämien und individuelle, über-
tragbare Altersrückstellungen vo-
raus. Bezogen auf die GKV würde
das bedeuten, daß die bereits
aufgelaufenen Ansprüche im Ge-
samtvolumen von rund 700 Mrd.
Euro – unabhängig davon, wie sie
letztlich finanziert werden – den
Versicherten individuell zugerech-
net und übertragbar gestaltet
werden müßten. Die Vorteile eines
solchen Systems lägen auf der

Hand: Effizienter Wettbewerb
auch um Bestandskunden, Ver-
meidung der negativen Auswahl,
so daß auch Personen mit erheb-
lichen Gesundheitsrisiken um-
worben würden sowie ein Inter-
esse der Versicherungen an ei-
nem qualitativ verbesserten Lei-
stungsangebot, das auch kosten-
sparende Vorsorge beinhalte.

Wettbewerb sicherstellen

Gleichzeitig hielten die häufig vor-
gebrachten Einwände gegen ein
solches System einer kritischen
Überprüfung nicht stand, so Eek-
hoff. „Denn kranke Versicherte
werden keineswegs durch Prä-
miensteigerungen belastet, wenn
die Versicherung in jungen Jahren
bei Unkenntnis zukünftiger Risiken
abgeschlossen wird. Daher ent-
spricht die risikoäquivalente Prä-
mie zum Zeitpunkt der Geburt der
pauschalen Gesundheitsprämie.“
Dennoch sei sie dieser unter Effi-
zienzgesichtspunkten überlegen.
Denn wechsele ein Versicherter in
späteren Jahren die Versicherung,
so erhalte das aufnehmende Ver-
sicherungsunternehmen neben
der Prämie auch die an das indivi-
duelle Risiko angepaßte Alters-
rückstellung. Damit seien alle Ver-
sicherungen sowohl an Gesunden
als auch an Kranken interessiert.

Für ein zukunftsfestes Gesundheitssystem 5

Aufmerksam:  Rund 160 Interessierte nahmen an der Tagung teil.

Interview: ZDF-Journalistin Ulrike
Hinrichs im Gespräch mit Bert Rürup.



Prof. Dr. Dr. Karl W. Lauterbach
bewertete die einkommensab-
hängige Bürgerversicherung in
bezug auf die vier aus seiner Sicht
zentralen Problemen des deut-
schen Gesundheitswesens. 

Zu wenig Innovationen

Dies seien erstens dessen gra-
vierende Strukturprobleme, die
er als zentrale Ursache für die in
internationalen Vergleichen imer
wieder nachgewiesene
Lücke zwischen lediglich
durchschnittlicher Qualität
und überdurchschnittlichen
Kosten identifizierte. Ähnli-
ches gelte für die medizini-
sche Innovationsfähigkeit
des deutschen Gesund-
heitssystems. So sei
Deutschland in der klini-
schen Forschung nur noch
zweitklassig. Als eine we-
sentliche Ursache hob Lau-
terbach das Nebeneinander
von privater und gesetz-
licher Krankenversicherung
hervor, das gerade für die
zur Privatliquidation berech-
tigten Spitzenkräfte falsche
Anreize setze. „Denn anstatt
sich der Forschung und den
medizinisch interessanten
Fällen zu widmen, sind die
qualifizierten Spezialisten
häufig mit der Behandlung
von Trivialerkrankungen bei
Privatpatienten ausgelastet,
so daß die knappe Ressour-
ce Forschungskapazität in-
effizient und nicht im Sinne
des Gemeinwohls genutzt
wird“, kritisierte Lauterbach. 
Gleichzeitig führe das Ne-
beneinander von PKV und

GKV drittens auch zu einer immer
stärker ausgeprägten Zwei-
Klassen-Medizin, da sich die Be-
handlungsmöglichkeiten bei ei-
nem Spezialisten vor allem da-
nach richte, ob man Privatpatient
sei oder nicht. Und schließlich
führe die demographisch be-
dingte Ausgabenentwicklung
dazu, daß die Beitragssätze im
gegenwärtigen System langfristig
um rund 5 Prozentpunkte an-
steigen müßten. 

Lauterbach betonte, daß eine ein-
kommensabhängige Bürgerversi-
cherung, die einen einheitlichen,
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Prof. Dr. Dr. Karl W. Lauterbach:

Weg von der Zwei-Klassen-Medizin

Trennung von GKV und PKV aufhe-
ben:  Prof. Dr. Dr. Karl W. Lauterbach
trat für die Bürgerversicherung ein.

Wer ist versichert:

Wonach bemißt sich die Versicherungsprämie:

Wo findet der Solidarausgleich statt?

Wird der demographische Wandel berück-
sichtigt?

Wie soll Wettbewerb hergestellt werden?

Einkommensabhängige Bürgerversicherung

Alle Bürger unterliegen einer Versicherungspflicht,
unabhängig von ihrem Einkommen und ihrer
Tätigkeit, also z.B. auch Besserverdienende, Selb-
ständige und Beamte. Die Trennung von gesetz-
licher und privater Krankenkasse entfällt.

Die Beiträge zur Krankenversicherung orientieren
sich bis zu einer (vermutlich deutlich erhöhten)
Beitragsbemessungsgrenze am Gesamteinkom-
men und nicht nur wie bisher am Lohneinkom-
men.

Die Einkommensumverteilung findet wie bisher
innerhalb der Krankenversicherung statt.

Der Aufbau eines Kapitalstocks ist nicht vorgese-
hen. Durch die Einbeziehung aller Einkommens-
arten werden jedoch alle Altersgruppen ent-
sprechend ihrer Leistungsfähigkeit herangezogen.

Der Wettbewerb zwischen den Versicherungen
benötigt – ähnlich wie im Status quo – einen
umfangreichen Risikostrukturausgleich. Er soll
zum einen verhindern, daß Versicherungen mit
vielen hohen Risiken oder vielen Geringverdie-
nenden einen Wettbewerbsnachteil haben, und
zum anderen die Versicherungen dazu bringen,
nicht nur gute Risiken zu umwerben, anstatt sich
auf Effizienzverbesserungen zu konzentrieren.
Kritiker bezweifeln, daß der Risikostruktur-
ausgleich das leisten kann.

Die  auf  der  Tagung  diskutierten  



solidarischen Wettbewerbsrahmen
für alle Krankenversicherungen
schaffe und alle Bürger umfasse,
das geeignetste Modell zur Lösung
dieser vier Probleme sei. Die
gegenwärtige Trennung von PKV
und GKV, die Menschen mit höhe-
rem Einkommen zusätzliche Wahl-
möglichkeiten erlaube, sei dage-
gen diskriminierend und nicht zu
rechtfertigen. Bei einer Bürgerver-
sicherung könnten sich hingegen
alle Bürger, unabhängig von ihrem
individuellen Krankheitsrisiko, bei
jeder Versicherung versichern und
hätten somit Zugang zu den glei-
chen Leistungen. Dadurch käme
es zu mehr Wettbewerb zwischen
privaten und gesetzlichen Kran-

kenversicherungen. Allerdings sei
es auch in einem solchen System
unerläßlich, den Wettbewerb auf
der Leistungserbringerseite zu
stärken, etwa indem man das Ver-
tragsmonopol der Kassenärztli-
chen Vereinigungen kippe. Die
Aufhebung der Trennung von GKV

und PKV hätte positive Auswirkun-
gen auf die klinische Forschung.
Denn Spezialisten hätten wieder
den Anreiz, sich den medizinisch
schwierigen Fällen zuzuwenden,
anstatt primär Privatpatienten zu
behandeln. Ziel müsse sein, beste
Qualität für alle zu ermöglichen.

Das Vergütungssystem dürfe
sich daher nicht daran orien-
tieren, wie der Patient versi-
chert sei, sondern von der
Qualität der erbrachten Lei-
stung abhängen. 

Sichere Finanzierung

Auch für das Problem der
langfristig steigenden Bei-
tragssätze stelle die Bürger-
versicherung den geeigneten
Rahmen dar. Denn durch die
Ausweitung des Versicher-
tenkreises und die Einbezie-
hung weiterer Einkommens-
kategorien ließe sich der de-
mographiebedingte Anstieg
der Beitragssätze verringern,
da Miet-, Zins- und Pacht-
einkommen deutlich weniger
demographieabhängig seien
als Arbeitseinkommen. An-
ders als bei der Fortführung
des Status quo sei es daher
auch nicht erforderlich, zu-
nehmend Teile der Leistun-
gen der GKV zu privatisieren.

Zwar ließen sich einige die-
ser Vorteile, so Lauterbach,
auch mit der Einführung
einer pauschalen Gesund-
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Pauschale Gesundheitsprämien

Die Versicherungspflicht entspricht der gegenwär-
tigen Regelung in der GKV. Eine Ausweitung der
Versicherungspflicht auf alle Bürger ist denkbar.
Von dieser Entscheidung hängt ab, ob die PKV als
Vollversicherung weiterbesteht oder nicht.

Jede Versicherung erhebt bei ihren Versicherten
einen einheitlichen pauschalen Beitrag unabhän-
gig vom Einkommen oder Gesundheitsrisiko der
Versicherten.

Der Solidarausgleich findet im Steuer-Transfer-
System und nicht mehr in der Krankenversi-
cherung statt. Bedürftige erhalten einen steuerfi-
nanzierten Zuschuß zur Gesundheitsprämie.

Der Aufbau eines Kapitalstocks ist nicht vorgese-
hen. Da die Gesundheitsprämie für alle gleich ist,
werden alle Altersgruppen gleichmäßig zur Finan-
zierung des Gesundheitssystems herangezogen.  

Der Wettbewerb zwischen den Versicherungen
benötigt – ähnlich wie im Status quo – einen
Risikostrukturausgleich. Er soll zum einen verhin-
dern, daß Versicherungen mit vielen hohen Risi-
ken einen Wettbewerbsnachteil haben, und zum
anderen die Versicherungen dazu bringen, nicht
nur gute Risiken zu umwerben, anstatt sich auf
Effizienzverbesserungen zu konzentrieren. Auch
hier wird bezweifelt, daß der Risikostrukturaus-
gleich das leisten kann.

Modell des Kronberger Kreises

Alle Bürger unterliegen für Regelleistungen einer
Versicherungspflicht, unabhängig von ihrem Ein-
kommen und ihrer Tätigkeit.

Die Versicherungsprämie ist personenbezogen und
bemißt sich nach dem individuellen Krankheitsrisiko
des Versicherten beim Eintritt in die Versicherung,
ähnlich wie heute in der PKV. Risikoverursachte
Änderungen der Prämie bei späterem Versiche-
rungswechsel werden durch die Mitgabe von
Altersrückstellungen ausgeglichen. 

Die Einkommensumverteilung findet im Steuer-
Transfer-System und nicht mehr in der Kranken-
versicherung statt. Bedürftige erhalten einen
steuerfinanzierten Zuschuß zu ihrer Krankenversi-
cherung.

Durch den Aufbau eines Kapitalstocks werden die
Folgen des demographischen Wandels abgemil-
dert und die Belastungen gerechter über die
Generationen verteilt.   

Der Wettbewerb zwischen den Versicherungen er-
fordert individuell übertragbare Altersrückstellungen,
die sich nach der Höhe des Krankheitsrisikos be-
messen. Dann können auch Bestandskunden pro-
blemlos die Versicherung wechseln. Denn indem die
Versicherungsunternehmen dazu verpflichtet sind,
den angesammelten Kapitalstock auf ihre Versicher-
ten zu verteilen und ihnen im Falle eines Wechsels
den ausgewiesenen Betrag mitzugeben, haben sie
einen Anreiz, die Altersrückstellungen korrekt anzu-
geben. Kritiker bezweifeln, daß die Übertragbarkeit
der Altersrückstellungen in der Praxis funktioniert.

Engagierte Teilnehmer: Zahlreiche Experten aus dem Bereich Gesundheit kamen
zur Veranstaltung.

 Reformmodelle  im  Überblick



heitsprämie realisieren. Voraus-
setzung sei aber, daß auch dieses
Modell als „Bürgerversicherung“
für alle Menschen eingeführt wür-
de. Andernfalls ändere sich nichts
an den beschriebenen Problemen
der mangelnden Innovationsfähig-
keit und der Zwei-Klassen-Medi-
zin. Diesbezüglich vermisse er je-
doch bisher eine klare Positionie-
rung der Befürworter der Gesund-
heitsprämie.

Bei einer als „Bürgerversicherung“
ausgestalteten pauschalen Ge-

Beitragssätzen zwischen
25 und 34 Prozent landen.
Auch bezweifelte er, daß
die Bürgerversicherung
eine Zwei-Klassen-Medi-
zin verhindern könne.
Denn es sei auch in einem
einheitlichen Versiche-
rungssystem Reichen un-
benommen, zusätzliche
medizinische Leistungen
zu erwerben. Daher habe es noch
zu keiner Zeit irgendwo auf der
Welt eine wirklich klassenlose Me-
dizin gegeben. 

Risikoäquivalenz sinnvoll?

Andererseits zeigte sich Bert
Rürup nicht davon überzeugt, daß
risikoäquivalente Prämien, wie sie
Johann Eekhoff vorgeschlagen
hatte, im Gesundheitswesen ver-
sicherungsökonomisch erforder-
lich seien. Ihre Vorteile könnten
solche Versicherungsprämien nur
dann ausspielen, wenn das versi-
cherte Risiko auf die Prämienab-
stufung reagiere. Dies setze je-
doch voraus, daß die Höhe der

Versicherungsprämie – indem sie
den Versicherten entsprechende
Verhaltensanreize gibt – auch die
Höhe des Krankheitsrisikos bzw.
der entstehenden Kosten beein-
flusse. Im Gesundheitswesen sei
dies jedoch nur begrenzt der Fall. 

Mit seinen Vorrednern teilte Rürup
die Einschätzung, daß die Intensi-
tät des Wettbewerbs für die Effi-
zienz des Gesundheitssystems
entscheidend sei. Dabei spiele es
keine Rolle, so Rürup, ob es sich
um ein umlagefinanziertes oder ein
kapitalgedecktes System handele.
Letzteres könne jedoch zu einer
gleichmäßigeren Belastung zwi-
schen den Generationen beitra-
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Pro Gesundheitsprämie:  Prof. Dr. Bert Rürup.

Prof. Dr. Dr. h.c. Bert Rürup:

Lohnnebenkosten im Blick haben

sundheitsprämie läge der zentrale
Nachteil jedoch in der Form der Fi-
nanzierung des Solidarausgleichs.
Angesichts der prekären Haus-
haltslage sei die Finanzierung des
Solidarausgleichs durch das Steu-
ersystem, wie es bei pauschalen
Gesundheitsprämien erforderlich
wäre, kein geeigneter Weg. 

Negative Wirkungen

Ähnlich wie bereits Horst Seeho-
fer betonte Lauterbach die negati-
ven gesamtwirtschaftlichen Wir-

kungen, die angesichts der dafür
erforderlichen Steuererhöhungen
zu erwarten wären. 

Demgegenüber würden die in der
einkommensabhängigen Bürger-
versicherung angelegten Kompo-
nenten – Verbreiterung der Be-
messungsgrundlage, Erweiterung
des Versichertenkreises und
mehr Wettbewerb – die Voraus-
setzung zur Lösung der Probleme
im Gesundheitssystem darstel-
len, so die Überzeugung von Pro-
fessor Lauterbach.

Deutlich dramatischer als Horst
Seehofer und Prof. Dr. Dr. Karl W.
Lauterbach sah Prof. Dr. Dr. h.c.
Bert Rürup sowohl die gegenwärti-
gen und zukünftigen finanziellen
Herausforderungen im Gesund-
heitswesen als auch die gesamt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen in Deutschland. 

So diagnostizierte er zum einen
eine fundamentale Wachstums-
schwäche und eine sich verfesti-
gende Massenarbeitslosigkeit, zu
deren Ursachen auch die durch die
Sozialsysteme bestimmten Lohn-
nebenkosten gehörten. Zum ande-
ren beurteilte er die von seinen Vor-
rednern Seehofer und Lauterbach
angeführte langfristige Beitrags-
satzsteigerung in der GKV von 5
Prozentpunkten als zu optimis-
tisch, da sie lediglich die demogra-
phische Komponente der Ausga-
benentwicklung, nicht jedoch den
kostensteigernden medizinisch-
technischen Fortschritt beinhalte.

Ohne grundlegende Reformen
würde man daher langfristig bei



gen, was gerade in ei-
ner alternden Gesell-
schaft relevant sei. Vo-
raussetzung für funktio-
nierenden Wettbewerb
in einem Umlagesy-
stem sei ein funktionie-
render Risikostruktur-
ausgleich, während in
einem kapitalgedeckten
System die Übertrag-
barkeit der Altersrück-
stellungen sicherge-
stellt sein müsse. 

Vor diesem Hintergrund müsse
man bei einer Finanzierungsreform
zwei voneinander zu trennende
Fragen beantworten: diejenige ei-
ner sinnvollen Bemessungsgrund-
lage und die Frage des Versicher-
tenkreises. „Als Bemessungs-
grundlage kommen entweder steu-
erähnliche Beiträge auf sämtliche
Einkunftsarten oder kostenorien-
tierte, kassenspezifische Pauschal-
beiträge in Frage“, sagte Rürup.
„Legt man die zentralen Kriterien
Wachstums- und Beschäftigungs-
freundlichkeit, verteilungspolitische
Zielgenauigkeit sowie Demogra-
phiefestigkeit an, so steht die Vor-
teilhaftigkeit der Pauschalprämie
außer Frage.“ Denn nur so gelänge
eine weitgehende Abkopplung der
Arbeitskosten von den Gesund-
heitskosten. Gleichzeitig würde die
Einkommensumverteilung sehr viel
transparenter, gerechter und ziel-
genauer. Da auch Rentner den glei-
chen Beitrag zahlen müßten, wäre
das System zudem deutlich demo-
graphiefester. 

Die steuerähnliche Ausweitung der
Beiträge auf alle Einkunftsarten
werde dagegen in ihren positiven
Auswirkungen auf die Beschäfti-
gung deutlich überschätzt. Auch
sie würde weiterhin überwiegend
an den Arbeitseinkommen anset-
zen, so daß es zu keiner Abkopp-
lung von den Arbeitskosten käme. 

Was eine Ausweitung des Kreises
der Versicherten betrifft, so stelle
sich zunächst die Frage, ob dies
verfassungsmäßig überhaupt zu-
lässig sei. Unabhängig davon sei
zu fragen, ob aus der Trennung
von PKV und GKV negative Wir-
kungen resultierten oder nicht.

Auch Singles werden krank

Das Argument, diese Trennung
führe zu einer Risikoentmischung
zwischen den beiden Versiche-
rungszweigen, da nur die guten Ri-
siken in die PKV wechselten, woll-
te Rürup so nicht gelten lassen.
Zwar sei diese Diagnose zum
Wechselzeitpunkt zutreffend, aber
auch „junge, gesunde Singles“
könnten sich zu schlechten Risiken
entwickeln und so in späteren Jah-
ren die GKV sogar entlasten. Mit
einer bloßen Zeitpunktbetrachtung

ließe sich die These der Risikoent-
mischung jedenfalls nicht unter-
stützen und für Längsschnittbe-
trachtungen lägen keine ausrei-
chenden Daten vor. 

Sofern man die Finanzierung des
solidarischen Ausgleichs, der eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe
sei, beim Bestehen einer Versiche-
rungspflichtgrenze lösen könne,
stelle auch dieser Punkt kein Argu-
ment gegen die Beibehaltung der
PKV dar. Angesichts der demogra-
phischen Herausforderung habe
die PKV zwar den Vorteil, daß sie
bereits einen Kapitalstock aufge-
baut habe. Dennoch ließe sie sich
nur dann ökonomisch als Vollversi-
cherung begründen, wenn die Un-
ternehmen das noch ungelöste
Problem der Übertragbarkeit von
Altersrückstellungen lösen kön-
nen. Denn sonst sei kein Wettbe-
werb um Bestandskunden mög-
lich. Diese Frage sei bislang noch
ungeklärt. 

Name suggeriert Wärme

Insgesamt sei daher das Pau-
schalprämienmodell der einkom-
mensabhängigen Bürgerversiche-
rung überlegen, „auch wenn letz-
tere einen fast unschlagbaren Vor-
teil hat: ihren Wärme und Gebor-
genheit suggerierenden Namen.“
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Medienpräsenz: Fernsehsender wie ZDF, N-TV und SAT1 waren vor Ort, PHOENIX übertrug die
Veranstaltung.

Diskussion:  Prof. Dr. Bert Rürup und
Prof. Dr. Viktor Steiner, DIW Berlin.



Prof. Dr. Manfred J.M. Neumann,
Mitglied im Kronberger Kreis, warf
zu Beginn seines Vortrags die
Frage auf, ob es nicht möglich sei,
das gegenwärtige Gesundheitssy-
stem zugunsten eines stärker
marktwirtschaftlichen Systems zu
verlassen, das die Herausforde-
rungen besser lösen könne. 

Qualität zu welchem Preis?

Unter Bezugnahme auf Horst See-
hofers Vortrag betonte er die
Divergenz zwischen den Forderun-
gen von Politik und Gesundheits-
experten nach mehr Wettbewerb
und den individuellen Interessen
der einzelnen Bürger nach einem
qualitativ hochwertigen Gesund-
heitssystem, dem sie sich im
Krankheitsfall bedingungslos an-
vertrauen können, ohne über die
Kosten nachdenken zu müssen.
Dennoch sei die verstärkte An-
wendung marktwirtschaftlicher
Prinzipien unerläßlich, wenn man
zu einem besseren Gesundheits-
system kommen wolle. Denn nur
in einem stärker wettbewerblich
organisierten System hätten die
Versicherungen, unabhängig ob es

sich um gesetzliche oder
private Krankenversiche-
rungen handele, ein
Interesse daran, für ihre
Kunden ein optimales
Preis-Leistungsverhältnis
bereitzustellen und dabei
auch die Leistungsan-
bieter einzubeziehen. Da-
her sei es wichtig, die drei
vorgestellten Modelle unter die-
sem Aspekt zu bewerten. Darüber
hinaus stellte Neumann die Be-
schäftigungseffekte und die De-
mographiefestigkeit der drei vor-
gestellten Reformvorschläge in
das Zentrum seiner Ausführungen.

Zwei Sackgassen ...

Die einkommensabhängige Bürger-
versicherung stellt nach Ansicht
von Neumann keine wesentliche
Verbesserung im Vergleich zum
Status quo dar. Aufgrund des
Festhaltens am Einkommen habe
sie negative Beschäftigungseffekte.
Zu diesem Ergebnis sei auch der
Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der wirtschaftlichen Entwick-
lung gekommen. Außerdem bein-
halte der Beitrag keine Vorsorge-

komponente und ignoriere damit
das Problem der zunehmenden Al-
terung unserer Gesellschaft.
Schließlich führe die Bürgerversi-
cherung auch nicht zu einem funk-
tionsfähigen Wettbewerb zwischen
den Krankenkassen. Denn ange-
sichts einkommensbezogener Bei-
träge ohne Bezug zum individuellen
Gesundheitsrisiko sei man wie bis-
her auf einen Risikostrukturaus-
gleich angewiesen. Dieser sei je-
doch, so Neumann, eine Angele-
genheit der Ineffizienz und könne
keinen wirklich effizienzfördernden
Wettbewerb zwischen den Kassen
hervorbringen.

Die pauschale Gesundheitsprämie
schneide zwar etwas besser ab,
da sie aufgrund der Abkopplung
der Beiträge von den Arbeits-
einkommen deutlich beschäfti-
gungsfreundlicher sei. Gleichzeitig
würden Effizienz und Transparenz
des Solidarausgleichs erhöht, da
die Einkommensumverteilung
nicht mehr innerhalb der Kranken-
versicherung stattfände, sondern
nur noch ein allgemeines Solidar-
system bestünde. Allerdings habe
auch dieses Modell die Nachteile,
nicht demographiefest und auf
einen, wenn auch vom Umfang her
geringeren, Risikostrukturaus-
gleich angewiesen zu sein. Daher
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Bewertete die  Modelle: Prof. Dr. Manfred J.M.
Neumann, Kronberger Kreis.

Prof. Dr. Manfred J.M. Neumann:

Mehr Mut zum Wettbewerb

In der Pause: Prof. Dr. Manfred J.M. Neumann im Gespräch mit Dr. Katrin
Schnettler und Dr. Hans Wenkebach, beide Stiftung Marktwirtschaft.



seien auch hier kaum positive
Wettbewerbseffekte zu erwarten. 

... und ein Ausweg

Positiver bewertete Neumann da-
gegen das Modell des Kronberger
Kreises, das er auch als individuel-
le Bürgerversicherung bezeich-
nete. Seine Hauptcharakteristika
seien risikoäquivalente Versiche-
rungsprämien, individuell über-
tragbare Altersrückstellungen so-
wie ein Mindestselbstbetrag,  des-
sen Höhe von der Politik festgelegt

werden müsse. Die Beschäfti-
gungswirkungen seien ähnlich
positiv wie bei den pauschalen
Gesundheitsprämien, da die Versi-
cherungsprämien einkommensun-
abhängig seien und der Solidar-
ausgleich im allgemeinen Steuer-
Transfer-System erfolge.

Demographiefestes Modell

Im Gegensatz zu den beiden
anderen Vorschlägen sehe das
Modell jedoch auch explizit Alters-
rückstellungen vor, die es demo-
graphiefest machten. Und indem
diese Altersrückstellungen inner-
halb eines Altersjahrgangs nach
den individuellen Risikoprofilen der
Versicherten differenziert und aus-
gewiesen würden – gute Risiken
erhielten eine geringe individuelle

Altersrückstellung, schlechte Risi-
ken eine hohe – könnten sie pro-
blemlos zwischen den Unterneh-
men übertragen werden, so daß
ein effizienzfördernder Wettbe-
werb um alle Versicherten entstün-
de. Denn auch „hohe Risiken“, die
potentiell hohe Kosten verursa-
chen, wären aufgrund der ihnen
zugewiesenen hohen übertrag-
baren Altersrückstellungen für an-
dere Versicherungen interessant. 

Rosinenpickerei vermeiden

Das Problem der negativen Aus-
lese, also des „Rosinenpickens“
durch die Versicherungen, werde
vermieden. Natürlich käme es bei
der risikoorientierten Zuordnung
der Altersrückstellungen auf die
einzelnen Versicherten zu Fehlein-
schätzungen auf Seiten der Unter-
nehmen. Entscheidend sei jedoch,
daß diese nicht systematisch ver-
zerrt wären, da kein Unternehmen
Anreize zu einem solchen Verhal-
ten hätte. Seien vor einigen Jahren

die privaten Krankenkassen, die
bereits heute Altersrückstellungen
aufbauen, noch einhellig der Mei-
nung gewesen, daß die Übertrag-
barkeit technisch nicht machbar
sei, so sähe das Bild heute schon
sehr viel differenzierter aus. 

Neumann betonte, daß man be-
züglich der Übertragbarkeit techni-
sche Lösungen finden könne,
wenn man einen funktionsfähigen
Wettbewerb wolle. In allen ande-
ren Systemen bleibe wirksamer
Wettbewerb dagegen stets  eine
Illusion. 
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Im Gespräch: Prof. Dr. Manfred J.M.
Neumann mit einer Teilnehmerin.

Nach der Veranstaltung: Referenten und Moderator diskutierten weiter.

Prof. Dr. Johann Eekhoff, Universität zu Köln, Kronberger Kreis

Dr. Michael Eilfort, Vorstand der Stiftung Marktwirtschaft

Prof. Dr. Dr. Karl W. Lauterbach, Universität zu Köln

Prof. Dr. Manfred J.M. Neumann, Universität Bonn, Kronberger Kreis

Prof. Dr. Dr. h.c. Bert Rürup, Technische Universität Darmstadt

Horst Seehofer, Bundesgesundheitsminister a.D., stellvertretender
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Frank Thewes, Focus-Parlamentsredaktion

Referenten der Tagung

Moderation: Frank Thewes, Korrespon-
dent bei Focus.



Sowohl die Vorträge als auch die
lebhaften Diskussionen zeigten,
daß alle Referenten wohl das Ziel
teilen, grundsätzlich mehr Wett-
bewerb in das Gesundheitssy-
stem zu bringen. Unstrittig war,
daß nur so Effizienzgewinne und
Qualitätsverbesserungen möglich
sind. Unterschiedlich bewertet
wurde hingegen das Ausmaß der
Probleme und kommenden He-
rausforderungen bei der Finanzie-
rung der Gesundheitsversorgung.

Vorschläge spezifizieren

Gleichzeitig wurde auf der Tagung
ein grundsätzliches Problem der
gegenwärtigen Diskussion deut-
lich – die weitgehende Unspezifi-
ziertheit der Reformvorschläge.
Bei allen diskutierten Grundmo-
dellen sind eine Vielzahl verschie-
dener Ausgestaltungsformen
denkbar – mit jeweils ganz unter-
schiedliche Implikationen. So

macht es beispielsweise be-
schäftigungspolitisch einen Un-
terschied, ob im Falle der Ausglie-
derung des Solidarausgleichs in
das allgemeine Steuer-Transfer-
System seine Finanzierung über
die Einkommensteuer oder etwa
über die Mehrwertsteuer erfolgt.
Nur im letzteren Fall bliebe die an-
gestrebte Abkopplung der Ge-
sundheitsfinanzierung von den
Löhnen vollständig erhalten. Ähn-
liches gilt für das Demographie-
problem. Explizit gelöst wird es
nur im Modell des Kronberger
Kreises durch den Aufbau von
übertragbaren Altersrückstellun-
gen. Allerdings ist auch im Rah-
men der anderen beiden Konzep-
te der Aufbau eines Kapitalstocks
zumindest theoretisch vorstellbar.

Die Entscheidung über eine
grundlegende Reform der Finan-
zierungsstruktur des Gesund-
heitswesens setzt daher zunächst

eine objektive und praxisnahe
Bewertung der verschiedenen
Ausgestaltungsoptionen der vor-
liegenden Grundmodelle voraus.
Wettbewerb hilft schon bei der
Diskussion dieser Modelle – und
im Gesundheitswesen allemal!

Wissenschaft ist gefordert

Hier ist auch die Wissenschaft
gefordert, die vorliegenden Kon-
zepte noch stärker zu konkretisie-
ren. Und die Politik wäre gut bera-
ten, wenn sie die dann anstehen-
de Entscheidung nicht nur unter
dem kurzfristigen Aspekt der
nächsten Wahl, sondern vor dem
Hintergrund der langfristigen Zu-
kunftsfestigkeit des Gesundheits-
systems träfe.
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Tatsächliche und prognostizierte Entwicklung des
durchschnittlichen Beitragssatzes zur GKV*
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* Vor 1991 alte Bundesländer. Das Spektrum der prognostizierten Beitragssätze liegt zwischen 20,2 % und 39,5 %.

Tatsächliche Prognosebereich

Fazit der Stiftung Marktwirtschaft:

Wettbewerb hilft!

Impressum: 

verantwortlich i.S.d.P.:
Dr. Katrin Schnettler
Stiftung Marktwirtschaft
Charlottenstr. 60
10117 Berlin
Tel: (030) 206057-0
www.stiftung-marktwirtschaft.de

Datenqellen: Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung; Cassel, Dieter (2003), Intergenerative Finanzierungsprobleme der Gesetzlichen Krankenversicherung, in:
D. Cassel, H. Müller und H.J. Thieme (Hrsg.), Stabilisierungsprobleme in der Marktwirtschaft: Prozesse und Strukturen, München.

Entwicklung


